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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Im Zusammenhang mit der parlamentarischen Initiative Wehrli (fdp, VD; Pa.Iv. 19.463)
reichte eine Mehrheit der WBK-NR im Januar 2021 ein Postulat ein, mit dem sie den
Bundesrat dazu aufforderte, eine Auslegeordnung zu den bestehenden nationalen und
kantonalen Angeboten zu «Jugend und Ernährung», zu deren Finanzierung sowie zu
deren Zielgruppen vorzunehmen. Im Bericht sollen zudem Angebotslücken identifiziert
und Massnahmen dargelegt werden, welche einer verbesserten Koordination und
Kommunikation der Angebote dienen könnten. Das Geschäft kam in der
Sommersession 2021 in den Nationalrat, wo Kommissionssprecherin Sandra Locher
Benguerel (sp, GR) die Relevanz gesunder Ernährung betonte. Gerade bei der
Koordination der vielen bereits existierenden Angebote sah sie Handlungsbedarf. So
erhoffte sie sich durch eine verstärkte Koordination unter anderem eine Erhöhung der
Wirksamkeit der Massnahmen, das Erreichen von jungen Menschen «möglichst aller
Bevölkerungsgruppen», die Nutzung von Synergien und eine erhöhte Sichtbarkeit der
Angebote. Eine Kommissionsminderheit rund um Alois Huber (svp, AG) zeigte sich indes
nicht einverstanden mit dem Postulat. Huber war der Ansicht, es existiere bereits ein
breites Angebot an Möglichkeiten, um sich Informationen über eine gesunde Ernährung
einzuholen. Was hingegen nicht vorhanden sei, sei der Wille zur Umsetzung durch die
Bevölkerung. Daher würden allfällige Anstrengungen seitens des Bundes, der Kantone,
Gemeinden und Stiftungen auch keine Wirkung zeigen. Gesundheitsminister Berset
lehnte das Postulat im Namen des Bundesrates ebenfalls ab. Für junge Personen
bestehe bereits ein vielfältiges und bekanntes Angebot im Bereich Lebensmittel, das
leicht zugänglich sei. In diesem Zusammenhang nannte er etwa die Schweizer
Ernährungsstrategie 2017–2024, kantonale Aktionsprogramme zu Ernährung und
Bewegung sowie die Stiftung Gesundheitsförderung Schweiz. Der verlangte Bericht
schaffe daher keinen Mehrwert, befürchtete er. Nichtsdestotrotz nahm die grosse
Kammer das Postulat mit 108 zu 63 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) an. 1

POSTULAT
DATUM: 16.06.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Die WBK-NR reichte im April 2021 mit 14 zu 8 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) ein Postulat
mit dem Titel «Psychische Gesundheit unserer Jugend stärken» ein. Konkret forderte
sie die Erstellung eines dringlichen Berichts zu den Auswirkungen der Coronakrise auf
die psychische Gesundheit ebengenannter Gruppe, zu Massnahmen zu deren Wahrung
sowie zur Sicherstellung der entsprechenden Versorgung von Kindern und
Jugendlichen. Anlässlich der Sommersession 2021 nahm sich der Nationalrat des
Geschäfts an. Kommissionssprecherin Sandra Locher Benguerel (sp, GR) erklärte, eine
Mehrheit der Kommission erachte es als zentral, einen bis anhin fehlenden
Gesamtüberblick über die vorliegende Lage in der Schweiz zu schaffen. Fachkäfte und
-gremien würden immer wieder Besorgnis über die psychische Gesundheit von Kindern
und Jugendlichen bekunden. Nadja Umbricht Pieren (svp, BE) führte indes für die
Kommissionsminderheit aus, dass sie es zwar nicht verneine, dass es sich um eine
anspruchsvolle Zeit für die betroffene Altersgruppe handle. Dennoch gehe sie davon
aus, dass sich der Grossteil der Personen schnell wieder erholen werde. Bei Kindern
und Jugendlichen, bei welchen dies nicht der Fall sei, sei die Krankheit allenfalls durch
die Pandemie ausgelöst, nicht aber verursacht worden. Sie sehe daher keine
Notwendigkeit für einen Bericht. Anderer Meinung war Gesundheitsminister Berset. Er
betonte, der Bundesrat habe in seinen Corona-Massnahmen ein besonderes
Augenmerk auf die Gesundheit und Entwicklung von Kindern, Jugendlichen und jungen
Erwachsenen gelegt. Nach der ersten Welle sei es beispielsweise nicht mehr zu
Schulschliessungen gekommen und man habe die finanzielle Unterstützung für
Angebote wie denjenigen von Pro Juventute ausgebaut. Trotz dieses Fokus sei es im
Interesse des Bundesrates, zu wissen, was passiert sei und auf welche Weise sich dies
korrigieren lasse. Damit wolle die Landesregierung auch der Kritik begegnen, die ihr
gegenüber – teilweise politisch motiviert – geäussert worden sei. Folglich beantrage der
Bundesrat die Annahme des Postulats. Die grosse Kammer kam diesem Antrag mit 116 zu
59 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) nach. 2

POSTULAT
DATUM: 16.06.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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Sport

Mittels Postulat forderte die WBK-NR die Ausarbeitung eines Berichts, in dem
aufgezeigt werden soll, welcher Anpassungen es bedarf, um eine bessere Mitsprache
von Seiten der Bevölkerung und des Parlaments bei Olympischen Spielen und
weiteren Mega-Events zu gewährleisten. Das Postulat sei ergänzend zur
parlamentarischen Initiative Semadeni (sp, GR; Pa.Iv. 18.445) zu verstehen. Während
diese zum Ziel hatte, die Olympischen Spiele einem fakultativen Referendum zu
unterstellen, beabsichtige das Postulat eine Ausweitung der Mitbestimmung der
Bevölkerung auf Grossanlässe im Allgemeinen, erklärte Kommissionssprecherin Sandra
Locher Benguerel (sp, GR) in der Sommersession 2021. Die Organisation von
Olympischen Spielen und anderen Grossanlässen sei mit einem enormen
Ressourcenaufwand finanzieller und personeller Art verbunden, weshalb es die
Kommission als wichtig erachte, die Bevölkerung und das Parlament besser in den
Entscheid über eine Durchführung einzubinden. Sportministerin Amherd betonte
hingegen, dass die erforderlichen Rechtsgrundlagen bereits existierten, Akteure auf
sämtlichen Staatsebenen integriert werden könnten und bei solchen Entscheiden
sowohl dem Föderalismus als auch der Subsidiarität Rechnung getragen werde. Im
Namen des Gesamtbundesrates beantragte Amherd daher die Ablehnung des Postulats.
Die grosse Kammer schien sich von dieser Argumentation jedoch nicht überzeugen zu
lassen. Mit 120 zu 61 Stimmen nahm sie das Postulat an. 3

POSTULAT
DATUM: 08.06.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Soziale Gruppen

Kinder- und Jugendpolitik

In der Sommersession 2022 reichte die WBK-NR in Erfüllung einer Petition (Pet.
21.2037) aus der Frauensession 2021 ein Postulat zur Analyse der Standards im Bereich
der schulischen Sexualaufklärung in der Schweiz ein. Der geforderte Bericht sollte in
Zusammenarbeit mit den Kantonen die effektive Umsetzung der Sexualaufklärung in der
Schule untersuchen und beleuchten, inwiefern internationale Standards eingehalten
werden und ob kantonsübergreifende Lehrpläne eine Vereinheitlichung vorangetrieben
haben. Der Bericht solle sich am Expertenbericht zum Postulat Regazzi (mitte, TI; Po.
14.4115) orientieren und kantonale Unterschiede in der Umsetzung der dort
vorgeschlagenen Massnahmen analysieren. Weiterhin bestünden bei der
Sexualaufklärung in der obligatorischen Schule starke Unterschiede zwischen den
Kantonen, argumentierte die Kommissionsmehrheit. Eine Minderheit Aeschi (svp, ZG)
beantragte das Postulat zur Ablehnung. Der Bundesrat erachtete schulischen
Sexualkundeunterricht zwar als wichtig, lehnte jedoch Empfehlungen durch den Bund
ab, zumal die Kantone für die Primarschule verantwortlich seien. 
In der Herbstsession 2022 begründeten Kommissionssprecherin Sandra Locher
Benguerel (sp, GR) und Kommissionssprecher Philippe Nantermod (fdp, VS) den Antrag
der Kommission und verwiesen dazu unter anderem auf die Wichtigkeit der
Sexualaufklärung. Zudem gebe es bereits Projekte, etwa zu HIV, die vom Bund und nicht
von den Kantonen durchgeführt würden. In der Folge konnte das Postulat auf die
Unterstützung der geschlossen stimmenden Fraktionen der SP, Grünen und
Grünliberalen zählen. Auch in den Fraktionen der Mitte und der FDP.Liberalen fand der
Vorstoss einen gewissen Rückhalt, während sich die SVP-Fraktion geschlossen dagegen
positionierte. Insgesamt wurde das Postulat mit 101 zu 77 Stimmen bei 2 Enthaltungen
angenommen, nachdem die Abstimmung aufgrund eines erfolgreichen Ordnungsantrags
Cottier (fdp, NE) hatte wiederholt werden müssen. 4

POSTULAT
DATUM: 29.09.2022
VIKTORIA KIPFER

Bildung, Kultur und Medien
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Bildung und Forschung

Hochschulen

Die Mehrheit der WBK-NR forderte mit einem im April 2022 eingereichten Postulat eine
Bestandesaufnahme zu den Themen Prekarität, Gleichstellung und akademischer
Nachwuchs beim Mittelbau der Schweizer Hochschulen. Der Bundesrat solle dabei
insbesondere prüfen, ob mehr stabile Stellen für Postdoc-Forschende geschaffen
werden können. Zudem bat die Kommission um Antworten auf eine Reihe von Fragen,
so beispielsweise, mit welchen Massnahmen gleichzeitig die Prekarität bekämpft und
die Gleichstellung in der Nachwuchspolitik gefördert werden kann und welche
Gesetzesänderungen notwendig wären, um mehr von ebendiesen stabilen Stellen
(bswp. Tenure-Track-Professuren oder Lehr- und Forschungsbeauftragte) zu schaffen.
Nicht zuletzt wurde auch die Kompetenzaufteilung angesprochen: Die WBK-NR wollte
wissen, welche Handlungen ergriffen werden müssten, um auch die Kantone von diesen
Plänen zu überzeugen. Eine starke Minderheit um Christian Wasserfallen (fdp, BE)
beantragte die Ablehnung des Postulats. Auch der Bundesrat sprach sich für dessen
Ablehnung aus. Er verwies zum einen auf die diesbezügliche Zuständigkeit der
Hochschulen respektive des ETH-Rates. Zum anderen rief er in Erinnerung, dass die
zuständigen Institutionen – die Hochschulen und der SNF – auf Basis des Berichts
«Massnahmen zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses in der Schweiz» in
Erfüllung des Postulats 12.3343 der WBK-SR bereits einiges unternommen hätten, um
die Situation des akademischen Nachwuchses zu verbessern. Schliesslich wies der
Bundesrat auch darauf hin, dass die grosse Mehrheit des akademischen Nachwuchses
nicht an den Hochschulen bleiben werde, sondern in anderen Bereichen wie der
Privatwirtschaft oder der Verwaltung arbeiten werde. Um diese Personen zu
unterstützen, hätten die Hochschulen ebenfalls bereits Massnahmen getroffen, wie
etwa im Bereich der Laufbahnberatung.
Das Geschäft gelangte in der Sommersession 2022 in den Nationalrat. Dort erläuterte
Sandra Locher Benguerel (sp, GR) seitens der Kommissionsmehrheit, dass dieses
Postulat auf zwei Petitionen zurückgehe, wovon eine aus der Frauensession (Pet.
21.2051) und eine aus Mittelbau-Kreisen der Universitäten (Pet. 21.2026) stammte. Die
Kommissionssprecherin bemängelte, dass 80 Prozent des wissenschaftlichen Personals
der Hochschulen lediglich über befristete Verträge verfüge, wobei die Gehälter zudem
oft niedrig seien. Viele Forschende brächen daher ihre wissenschaftliche Karriere ab.
Dies käme einer Talentabwanderung gleich und schwäche in der Folge das Potential der
Schweizer Wissenschaft und des Wirtschaftsstandorts Schweiz. Vor dem Hintergrund
der Nichtassoziierung der Schweiz an Horizon Europe verschärfe sich diese Problematik
zudem weiter. Christian Wasserfallen schätzte die Situation ganz anders ein. Seitens
der Kommissionsminderheit argumentierte er, dass die Forschung nun einmal
projektorientiert funktioniere; die geforderten Festanstellungen liefen diesem System
zuwider. Die Forderung der Kommissionsmehrheit führe dazu, dass die
entsprechenden Personen festangestellt und sodann an Projekten mitarbeiten würden,
für die sie eventuell gar keine Expertise oder das notwendige Interesse mitbringen
würden. Es sei auch nicht zielführend, die Forschenden in «eine Akademikerkarriere
hineinzubugsieren, wenn sie sowieso keine Chance haben, auf der Karriereleiter nach
oben zu kommen». Wasserfallen schloss seine Ausführungen mit der Kritik, dass die
Kommissionsmehrheit die Anstellungsbedingungen an den Hochschulen bestimmen
wolle; dies sei nichts anderes als Mikromanagement. Die Mehrheit des Nationalrats
sprach sich dennoch für Annahme des Postulates aus; dem Vorstoss stimmten 105
Personen zu, 73 stimmten dagegen und 3 enthielten sich der Stimme. Die ablehnenden
Stimmen stammten von den fast geschlossen stimmenden SVP- und FDP.Liberalen-
Fraktionen sowie von einer Person aus der Mitte-Fraktion. 5

POSTULAT
DATUM: 09.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Im Rahmen des Bundesratsentwurfs zur Kulturbotschaft 2021–2024 war das Postulat
Quadranti (bdp, ZH), mit dem Massnahmen zur zeitgleichen Lösung von Sachfragen im
Kultur- und Bildungsbereich sowohl durch das BAK als auch durch das SBFI verlangt
wurden, zur Abschreibung beantragt worden. In der Herbstsession 2020 ging jedoch
ein Minderheitsantrag Locher Benguerel (sp, GR) gegen diesen Antrag ein, weil der
Bundesrat zum einen noch keine konkreten Massnahmen aufgezeigt habe – zumal man
vergeblich nach einem adäquaten Bericht zum Postulat suche, wie die
Minderheitensprecherin betonte – und das Postulat zum anderen effektiv ein
bedeutendes Problem aufgreife, für das es noch keine Lösung gebe. Im Nationalrat
sprach man sich aber dennoch mit 118 zu 72 Stimmen bei einer Enthaltung für die
Abschreibung der Vorlage aus. 6

POSTULAT
DATUM: 07.09.2020
MELIKE GÖKCE

1) AB NR, 2021, S. 1403 f.
2) AB NR, 2021, S. 1406 ff.
3) AB NR, 2021, S. 1136 f.
4) AB NR, 2022, S. 1838 f.
5) AB NR, 2022, S. 1070 ff.
6) AB NR, 2020, S. 1200 ff.
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